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KAPITEL IX - VORBEREITUNGEN FÜR EIN 
NEUES ABKOMMEN

Artikel 31
Vorbereitungen für ein neues Abkommen

1. Der Jtat leitet eine frühzeitige Studie der Grundlagen und 
des Rahmens eines neuen internationalen Zuckerabkommens 
ein und erstattet den Mitgliedern spätestens am 31. Dezem­
ber 1974 Bericht. Der Bericht enthält die Empfehlungen, die 
der Rat für geeignet hält.

2. Auf der Grundlage des in Absatz 1 dieses Artikels ge­
nannten oder eines ähnlichen Berichtes, ersucht der Rat, so­
bald er es für angebracht hält, den Generalsekretär der 
UNCTAD, eine Verhandlungskonferenz einzuberufen.

KAPITEL X - SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 32 
Unterzeichnung

Das Abkommen liegt zur Unterzeichnung durch alle zur 
Zuckerkonferenz der Vereinten Nationen 1973 eingeladenen 
Regierungen im Hauptquartier der Vereinten Nationen bis 
einschließlich 24. Dezember 1973 aus.

Artikel 33 
Ratifizierung

Das Abkommen unterliegt der Ratifizierung, Annahme 
oder Genehmigung durch die Signatarregierungen in Über­
einstimmung mit deren jeweiligen konstitutionellen Verfah­
ren. Mit Ausnahme der Festlegungen in Artikel 34 werden 
die Dokumente über die Ratifizierung, Annahme oder Ge­
nehmigung beim Generalsekretär der Vereinten Nationen 
spätestens bis 31. Dezember 1973 hinterlegt.

Artikel 34 
Benachrichtigung durch Regierungen

1. Wenn eine ' Signatarregierung die Anforderungen von 
Artikel 33 innerhalb der in dem Artikel angegebenen zeit­
lichen Begrenzung nicht erfüllen kann, kann sie den General­
sekretär der Vereinten Nationen bis spätestens 31. Dezem­
ber 1973 benachrichtigen, daß sie sich verpflichtet, die Rati­
fizierung, Annahme oder Genehmigung in Übereinstimmung 
mit den erforderlichen konstitutionellen Verfahren sobald als 
möglich und auf keinen Fall später als bis zum 15. Okto­
ber 1974 vorzunehmen. Jede Regierung, für die durch den 
Rat im Einvernehmen mit der Regierung Beitrittsbedingun­
gen festgelegt worden sind, kann ebenfalls den General­
sekretär der Vereinten Nationen benachrichtigen, daß sie sich 
verpflichtet, die erforderlichen konstitutionellen Verfahren 
für einen Beitritt zu dem Abkommen so schnell wie möglich 
und mindestens innerhalb von sechs Monaten nach Fest­
legung solcher Bedingungen zu erledigen.

2. Jede Regierung, die eine Benachrichtigung gemäß Ab­
satz 1 dieses Artikels gegeben hat, kann, wenn der Rat davon 
überzeugt ist, daß sie ihre Urkunden über Ratifizierung, An­
nahme, Genehmigung oder Beitritt nicht innerhalb der in 
dem auf die Regierung zutreffenden Absatz genannten zeit­
lichen Begrenzung hinterlegen kann, die Erlaubnis bekom­
men, die Urkunde zu einem späteren, genau angegebenen 
Termin zu hinterlegen, vorausgesetzt, daß der Termin im 
Falle einer Signatarregierung nicht nach dem 15. April 1975 
liegt.

3. Jede Regierung, die gemäß Absatz 1 eine Benachrichti­
gung gegeben hat, hat den Status eines Beobachters, bis sie 
entweder ^

a) eine Urkunde über die Ratifizierung, Annahme, Geneh­
migung oder den Beitritt hinterlegt;

b) bis die zeitliche Begrenzung für die Hinterlegung einer 
solchen Urkunde abgelaufen ist oder

c) erklärt, daß sie das Abkommen provisorisch anwendet, 
je nachdem, was zuerst der Fall ist.

Artikel 35
Erklärung über eine provisorische Anwendung 

des Abkommens
1. Jede Regierung, die eine Benachrichtigung gemäß Arti­

kel 34 gibt, kann auch in dieser Benachrichtigung oder jeder­
zeit danach erklären, daß sie das Abkommen provisorisch 
anwenden will.

2. Im Laufe eines beliebigen Zeitraumes während der Gül­
tigkeit des Abkommens, entweder provisorisch oder definitiv, 
ist eine Regierung, die erklärt, daß sie das Abkommen provi­
sorisch anwenden will, provisorisches Mitglied der Organisa­
tion, bis sie ihre Urkunde über die Ratifizierung, Annahme, 
Genehmigung oder den Beitritt hinterlegt und so ein Part­
ner des Abkommens wird, oder bis die zeitliche Begrenzung 
für die Hinterlegung ihrer Urkunde in Übereinstimmung 
mit Artikel 34 abgelaufen ist, je nachdem, was früher der 
Fall ist.

Artikel 36 
Inkrafttreten

1. Das _ Abkommen tritt endgültig am 1. Januar 1974 oder 
an einem anderen Termin innerhalb der folgenden sechs Mo­
nate irt Kraft, wenn bis zu dem Zeitpunkt Regierungen, die - 
mindestens 50% der gesamten Nettoexporte laut Anhang A 
repräsentieren, und Regierungen, die mindestens 40 % der ge­
samten Nettoimporte laut Anhang В repräsentieren, ihre Ur­
kunden über die Ratifizierung, Annahme oder Genehmigung 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt ha­
ben. Eis tritt ebenfalls jederzeit danach endgültig in Kraft, 
wenn es provisorisch gültig ist und diesen prozentualer^ An­
forderungen durch Hinterlegung der Urkunden über die 
Ratifizierung, Annahme, Genehmigung oder den Beitritt Ge­
nüge getan wird.

2. Das Abkommen tritt provisorisch am 1. Januar 1974 oder 
an einem anderen Termin innerhalb der folgenden sechs Mo­
nate in Kraft, wenn bis zu dem Zeitpunkt Regierungen, die 
ehe prozentualen Anforderungen von Absatz 1 dieses Artikels 
erfüllen, ihre Urkunden über die Ratifizierung, Annahme 
oder Genehmigung hinterlegt oder erklärt haben, daß sie das 
Abkommen provisorisch anwenden wollen.

3. Am 1. Januar 1974 oder an einem anderen Termin 
innerhalb der folgenden zwölf Monate und am Ende jedes 
nachfolgenden Zeitraumes von sechs Monaten, währenddessen 
das Abkommen provisorisch in Kraft ist, können die Regie- \ 
rungen all der Länder, die Urkunden über die Ratifizierung, 
Annahme, Genehmigung oder den Beitritt hinterlegt haben, 
beschließen, das Abkommen untereinander ganz oder teil­
weise endgültig in Kraft zu setzen. Diese Regierungen kön­
nen ebenfalls beschließen, daß das Abkommen provisorisch
in Kraft tritt, weiterhin provisorisch gültig ist oder abläuft.

Artikel 37 
Beitritt

Jede Regierung, die zur Zuckerkonferenz der Vereinten 
Nationen im Jahre 1973 eingeladen worden ist, und jede an­
dere Regierung, die Mitglied der Vereinten Nationen oder 
einer ihrer Spezialorgane oder der Internationalen Atöm- 
energiebehörde ist, kann dem Abkommen unter Bedingungen 
beitreten, die der Rat im Einvernehmen mit der um einen 
Beitritt ersuchenden Regierung festlegt. Der Beitritt erfolgt 
durch Hinterlegung einer Beitrittsurkunde beim General­
sekretär der Vereinten Nationen.

Artikel 38 
Territoriale Anwendung

1. Jede Regierung kann zum Zeitpunkt der Unterzeichnung 
oder Hinterlegung einer Urkunde über Ratifizierung, An­
nahme, Genehmigung oder Beitritt oder zu einem späteren 
Zeitpunkt durch Benachrichtigung des Generalsekretärs der 
Vereinten Nationen erklären, daß das Abkommen

a) sich auch auf irgendeines der Entwicklungsterritorien 
erstreckt, für dessen internationale Beziehungen sie der-


